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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AY 8/20 B
Datum 16.07.2020

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts Dessau-RoÃ�lau vom 22.
MÃ¤rz 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind auch fÃ¼r das Beschwerdeverfahren nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Zwischen den Beteiligten ist die HÃ¶he der VergÃ¼tung des die Beschwerde
fÃ¼hrenden Rechtsanwaltes (im Weiteren: Bf.) im Rahmen der Prozesskostenhilfe
streitig.

Der von dem BeschwerdefÃ¼hrer anwaltlich vertretene KlÃ¤ger machte im
Hauptsacheverfahren die GewÃ¤hrung hÃ¶herer Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) fÃ¼r den Zeitraum von Januar 2011 bis Juli
2012 geltend. Nachdem der Beklagte dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 5. November
2009 laufende Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG ab November 2009 "bis auf weiteres"
mit dem Zusatz bewilligt hatte, die BetrÃ¤ge fÃ¼r die Folgemonate wÃ¼rden
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jeweils im Voraus an den KlÃ¤ger Ã¼berwiesen, solange sich dessen persÃ¶nliche
und wirtschaftliche VerhÃ¤ltnisse nicht Ã¤nderten, berechnete er mit einem
weiteren Bescheid vom 5. November 2009 "Ã¼ber die Ã�nderung von laufenden
Leistungen nach dem AsylbLG" die Leistungen fÃ¼r den Monat Dezember 2009
unter BerÃ¼cksichtigung des vollen Leistungsmonats neu. Beide Bescheide sind mit
der Rechtsbehelfsbelehrung Ã¼ber den jeweils mÃ¶glichen Widerspruch versehen.
Die Zahlungen erfolgten monatlich "postbar" bzw. durch Auszahlung am
Kassenautomat.

Am 20. Juli 2012 legte der KlÃ¤ger (in anwaltlicher Vertretung des Bf.) Widerspruch
"gegen alle noch nicht bestandskrÃ¤ftigen Bescheide" des Beklagten Ã¼ber die
Bewilligung von Leistungen nach dem AsylbLG ein. Das Landesverwaltungsamt
Sachsen-Anhalt wies mit Widerspruchsbescheid vom 8. Oktober 2014 den
Widerspruch des KlÃ¤gers als unzulÃ¤ssig zurÃ¼ck. Der Widerspruch vom 20. Juli
2012 sei nach Ablauf der Monatsfrist erhoben worden. Bei dem Bescheid vom 5.
November 2009 handele es sich um einen bestandskrÃ¤ftig gewordenen
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung.

Mit seiner am 10. November 2014 vor dem Sozialgericht Dessau-RoÃ�lau
erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger erstrebt, ihm "unter Aufhebung der Bescheide in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 8. Oktober 2014" hÃ¶here Leistungen
nach dem AsylbLG zu gewÃ¤hren. Er hat gemeint, die von dem Beklagten
vertretene Rechtsauffassung zur Bewilligung der Leistungen mit einem
Dauerverwaltungsakt werde von den BehÃ¶rden nicht umgesetzt. Alle
Auszahlungen der Leistungen seien neue, konkludent ergangene
Ã�nderungsbescheide jeweils fÃ¼r den kommenden Bewilligungszeitraum, die hier
zum Zeitpunkt des Widerspruchs nicht bestandskrÃ¤ftig gewesen seien.

Das Sozialgericht hat dem KlÃ¤ger mit rechtskrÃ¤ftig gewordenem Beschluss vom
6. August 2015 fÃ¼r den ersten Rechtszug Prozesskostenhilfe ohne Ratenzahlung
ab dem 29. Juni 2015 bewilligt und ihm den Bf. zu den Bedingungen eines im
Gerichtsbezirk des Sozialgerichts Dessau-RoÃ�lau ansÃ¤ssigen Rechtsanwaltes
beigeordnet.

Am 16. September 2016 hat der Bf. die Kostenerstattung in HÃ¶he von insgesamt
844,04 EUR mit folgenden Positionen nach dem VergÃ¼tungsverzeichnis (VV) zum
RechtsanwaltsvergÃ¼tungsgesetz (RVG) beantragt:

VerfahrensgebÃ¼hr gemÃ¤Ã� Nr. 3102 VV RVG

300,00 EUR

TerminsgebÃ¼hr gemÃ¤Ã� Nr. 3106 VV RVG

280,00 EUR

Abwesenheitsgelder gemÃ¤Ã� Nr. 7005VV RVG
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40,00 EUR

Fahrtkosten (RÃ¼ckfahrt) Nr. 7003 VV RVG

38,40 EUR

Post- und Telekommunikationspauschale gemÃ¤Ã� Nr. 7002 VV RVG

20,00 EUR

Nettosumme

678,40 EUR

Umsatzsteuer Nr. 7008 VV RVG

128,89 EUR

Deutsche Bahn (Hinfahrt) Nr. 7004 VV RVG

36,75 EUR

Zwischensumme

844,04 EUR

zu zahlender Betrag

844,04 EUR

Der Urkundsbeamte der GeschÃ¤ftsstelle bei dem Sozialgericht hat am 20.
September 2017 die VergÃ¼tung im Rahmen der Prozesskostenhilfe in HÃ¶he von
142,80 EUR festgesetzt. Dem lagen eine VerfahrensgebÃ¼hr gemÃ¤Ã� Nr. 3102 VV
RVG in HÃ¶he von 100,00 EUR, eine Auslagenpauschale gemÃ¤Ã� Nr. 7002 VV RVG
in HÃ¶he von 20,00 EUR und 19 Prozent Umsatzsteuer gemÃ¤Ã� Nr. 7008 VV RVG
zugrunde. Mit PKH-Beschluss vom 6. August 2015 sei Prozesskostenhilfe ab dem 29.
Juni 2015 bewilligt und damit ein konkreter Bewilligungszeitpunkt durch das Gericht
mit konstitutiver Wirkung fÃ¼r die Kostenfestsetzung festgelegt worden. Auch aus 
Â§ 48 Abs. 1 und 2 RVG folge, dass der Beschluss ausschlieÃ�lich fÃ¼r in der
Zukunft liegende TÃ¤tigkeiten wirke. Die vor dem 29. Juni 2015 angefallenen
TÃ¤tigkeiten hÃ¤tten damit im PKH-Festsetzungsverfahren unberÃ¼cksichtigt
bleiben. Damit seien insbesondere die Erhebung der Klage, die Akteneinsicht, die
KlagebegrÃ¼ndung mit Schriftsatz vom 6. Mai 2015 sowie die Wahrnehmung des
ErÃ¶rterungstermins am 15. Juni 2015 keine fÃ¼r die Entstehung bzw. Bestimmung
der GebÃ¼hren maÃ�gebenden TÃ¤tigkeiten. Daher kÃ¶nnten weder die
TerminsgebÃ¼hr noch die durch den Termin angefallenen Reisekosten
(Fahrtkosten, Abwesenheitsgeld) aus der Landeskasse erstattet werden. Im
Bewilligungszeitraum â�� also ab dem 29. Juni 2015 â�� seien nur noch PKH-
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Unterlagen zur Akte gereicht worden. Sachdienliche SchriftsÃ¤tze seien nicht mehr
gefertigt worden. Umfang und Schwierigkeit der anwaltlichen TÃ¤tigkeit seien daher
als deutlich unterdurchschnittlich einzuschÃ¤tzen. Die Bedeutung der
Angelegenheit fÃ¼r den KlÃ¤ger sei durchschnittlich gewesen, da es um hÃ¶here
Leistungen nach dem AsylbLG gegangen sei. Unter weiterer BerÃ¼cksichtigung der
unterdurchschnittlichen Einkommens- und VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse der
Mandantschaft sei eine VerfahrensgebÃ¼hr in HÃ¶he von einem Drittel der
MittelgebÃ¼hr, d.h. 100,00 EUR, angemessen.

Gegen diesen Beschluss hat der Bf. am 22. Februar 2018 Erinnerung eingelegt. Er
hat sich im Wesentlichen darauf gestÃ¼tzt, dass sÃ¤mtliche von ihm angesetzten
GebÃ¼hren im Bewilligungszeitraum der Prozesskostenhilfe entstanden seien. Der
Zeitpunkt der Bewilligung sei insoweit nicht von Bedeutung.

Das Sozialgericht, hat zunÃ¤chst die Erinnerung des Bf. mit Beschluss vom 12.
Februar 2019 zurÃ¼ckgewiesen. Die Erinnerung sei in der Sache nicht begrÃ¼ndet.
Zutreffend habe der Urkundsbeamte der GeschÃ¤ftsstelle in dem angegriffenen
Beschluss vom 20. September 2017 auf Â§ 48 Abs. 4 RVG abgestellt. Da
Prozesskostenhilfe erst ab dem 29. Juni 2015 bewilligt worden sei, erstrecke sich die
Beiordnung nur auf TÃ¤tigkeiten ab diesem Zeitpunkt. Der Umfang der anwaltlichen
TÃ¤tigkeit im gerichtlichen Verfahren sei weit unterdurchschnittlich gewesen, weil
nach dem 29. Juni 2015 ein Vortrag des Bf. zur Hauptsache oder ein Termin nicht
mehr erfolgt sei. Auch die Zustimmung zur Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung sei auÃ�erhalb des Zeitraumes, ab dem Prozesskostenhilfe bewilligt
worden sei, erteilt worden. Die Schwierigkeit der anwaltlichen TÃ¤tigkeit sei
Ã¤uÃ�erst gering gewesen, zumal der der Bf. bereits vor dem 29. Juni 2015 fÃ¼r
den KlÃ¤ger in dieser Angelegenheit tÃ¤tig gewesen sei. Die anwaltliche TÃ¤tigkeit
habe sich in der Ã�bersendung von Prozesskostenhilfeunterlagen erschÃ¶pft. Die
Bedeutung des Klageverfahrens sei durchschnittlich gewesen. Einkommen und
VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse des KlÃ¤gers seien unterdurchschnittlich. Wegen der
weit unterdurchschnittlichen Schwierigkeit der anwaltlichen TÃ¤tigkeit, der
durchschnittlichen Bedeutung und der unterdurchschnittlichen Einkommens- und
VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse des KlÃ¤gers halte das Gericht die festgesetzte GebÃ¼hr
fÃ¼r angemessen. Die TerminsgebÃ¼hr nach Nr. 3106 VV-RVG sei nicht
entstanden, da der ErÃ¶rterungstermin vor dem Zeitpunkt der Bewilligung der
Prozesskostenhilfe durchgefÃ¼hrt worden sei. Im Ã�brigen werde auf die
AusfÃ¼hrungen in dem angefochtenen Beschluss verwiesen, die sich das Gericht zu
Eigen mache.

Gegen den dem Bf. am 14. Mai 2020 zugestellten Beschluss vom 22. MÃ¤rz 2020
hat der Bf. am 28. Mai 2020 Beschwerde bei dem Sozialgericht eingelegt.

Das Sozialgericht hat der Beschwerde nicht abgeholfen und die Sache dem
Landessozialgericht vorgelegt.

Der Landeskasse ist rechtliches GehÃ¶r gewÃ¤hrt worden.

BezÃ¼glich der Einzelheiten wird im Ã�brigen auf die Gerichtsakten aus dem
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Beschwerdeverfahren und dem Hauptsacheverfahren verwiesen.

II.

Der Berichterstatter hat als Einzelrichter entschieden, da die Rechtssache keine
besonderen Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufweist und keine
grundsÃ¤tzliche Bedeutung hat (Â§ 56 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Â§ 33 Abs. 8 Satz 1 und 2
RVG).

Die Beschwerde des Bf. hat keinen Erfolg. Die Beschwerde ist gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 3
RVG i.V.m. Â§Â§ 56 Abs. 2 Satz1, 33 Abs. 3 Satz 1 RVG statthaft, weil der Wert des
Beschwerdegegenstandes 200,00 EUR Ã¼bersteigt. Auf die von dem Bf. geltend
gemachte VergÃ¼tung in HÃ¶he von 844,04 EUR wurde eine solche in HÃ¶he von
142,80 EUR festgesetzt. Die Beschwerde ist auch fristgerecht innerhalb der
Zweiwochenfrist eingelegt worden.

Nach Â§ 45 Abs. 1 RVG erhÃ¤lt der im Rahmen der Prozesskostenhilfe beigeordnete
Rechtsanwalt die gesetzliche VergÃ¼tung aus der Landeskasse. Dabei bemessen
sich die RahmengebÃ¼hren fÃ¼r die VergÃ¼tung fÃ¼r anwaltliche TÃ¤tigkeiten
nach dem RVG. Die HÃ¶he bestimmt sich nach dem VergÃ¼tungsverzeichnis der
Anlage 1 zu Â§ 2 Abs. 2 RVG.

Der Beschluss des Sozialgerichts vom 6. August 2015 ist sowohl in Bezug auf die
vom Sozialgericht angenommene hinreichende Erfolgsaussicht der Klage, in Bezug
auf den Zeitpunkt, ab dem die Bewilligung im Sinne des Â§ 48 Abs. 1 und 4 RVG
angeordnet wurde, als auch in Bezug auf die Beiordnung nur zu den Bedingungen
eines im Gerichtsbezirk des Sozialgerichts Dessau-RoÃ�lau ansÃ¤ssigen
Rechtsanwaltes einer Ã�berprÃ¼fung im Rechtsmittelzug entzogen. In Bezug auf
die Frage der Bewilligungsvoraussetzungen und den Umfang der Beiordnung ist die
Frist fÃ¼r eine Beschwerde abgelaufen, in Bezug auf den Zeitpunkt der Bewilligung
ist fÃ¼r die Entscheidung eine Beschwerde nach Â§ 172 Abs. 3 Nr. 3 Buchst. a)
Sozialgerichtsgesetz (SGG) ausgeschlossen, da die Entscheidung des Sozialgerichts
insoweit an die Glaubhaftmachung der persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen
VerhÃ¤ltnisse des KlÃ¤gers angeknÃ¼pft hat.

Die VergÃ¼tungsfestsetzung des Sozialgerichts als zutreffend erweist. Auf die
angefochtene Entscheidung wird nach Â§ 142 Abs. 2 Satz 3 SGG verwiesen.

In Bezug auf den Zeitpunkt, auf den die Bewilligung der Prozesskostenhilfe
zurÃ¼ckreichen sollte, ist hier entgegen der Auffassung des Bf. von einer
wirksamen zeitlichen Festlegung im Sinne des Â§ 48 Abs. 4 RVG in der ab dem 1.
August 2013 geltenden Fassung des Zweiten Gesetzes zur Modernisierung des
Kostenrechts vom 23. Juli 2013 (BGBl. I, S. 2586) auszugehen, wobei das
Sozialgericht zu Gunsten des KlÃ¤gers sogar vor den Zeitpunkt vor einer
Bewilligungsreife zurÃ¼ckgegangen ist. Denn die Bewilligungsreife tritt erst mit
dem Zeitpunkt ein, an dem insbesondere vollstÃ¤ndige Angaben zu den
persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen des Antragstellers vorliegen (vgl.
z.B. Bundesgerichtshof, Beschluss vom 5. Februar 1988 â�� IX ZR 263/63 -, juris;
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DÃ¼rbeck/Gottschalk, Prozess- und Verfahrenskostenhilfe Beratungshilfe, 8. Aufl.
2016, RdNr. 607; MÃ¼ller-Rabe in Gerold/Schmidt, RVG Kommentar, 23. Aufl. 2017,
RdNr. 94). Der Antrag auf Prozesskostenhilfe ist bei dem Sozialgericht am 10.
November 2014 ohne die amtlichen Vordrucke oder auch nur schriftsÃ¤tzliche
Informationen Ã¼ber die persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse des
KlÃ¤gers eingereicht worden. Die notwendigen Informationen sind auch in der
Folgezeit nicht nachgeholt worden. Nur auf die Aufforderung des Sozialgerichts mit
richterlichem Schreiben vom 8. Mai 2015 ist am 2. Juli 2015 ein Vordruck bei dem
Sozialgericht eingereicht worden, der in Bezug auf die EinkommensverhÃ¤ltnisse
nicht ausgefÃ¼llt und dem ein zur Glaubhaftmachung offenkundig ungeeigneter
Bescheid Ã¼ber die Bewilligung von Leistungen vom 20. September 2012
beigefÃ¼gt gewesen ist. Erst auf die weitere Nachfristsetzung bis zum 7. August
2015 mit richterlichem Schreiben vom 29. Juni 2015 ist am 5. August 2015 der
Bescheid Ã¼ber die Bewilligung von Leistungen nach dem AsylbLG vom 3. August
2015 bei dem Sozialgericht eingereicht worden. Damit sind die TerminsgebÃ¼hr,
die Fahrtkosten und der darauf diese VergÃ¼tungsbestandteile anfallende Teil der
Umsatzsteuer nicht bei der Kostenfestsetzung zu berÃ¼cksichtigen gewesen.
BezÃ¼glich der Fahrtkosten und der Abwesenheitsgelder ergibt sich dieses
Ergebnis im Ã�brigen bereits aus der weiteren EinschrÃ¤nkung der Bewilligung von
Prozesskostenhilfe zu den Bedingungen eines im Gerichtsbezirk des Sozialgerichts
Dessau-RoÃ�lau ansÃ¤ssigen Rechtsanwaltes.

Die umstrittene Frage, ob bei einer Bewilligung von Prozesskostenhilfe ab einem
Zeitpunkt nach Beginn des Hauptsacheverfahrens eine Aufteilung der
VerfahrensgebÃ¼hr vorzunehmen ist, muss hier nicht nÃ¤her erÃ¶rtert werden,
weil in der Hauptsache hier Umfang, Schwierigkeit der Angelegenheit und
Bedeutung fÃ¼r den KlÃ¤ger als weit unterdurchschnittlich anzusehen sind. Einer
Befassung mit den materiellen Rechtsfragen des AsylbLG stand bereits die
offenkundige Verfristung des Widerspruchs entgegen. Die objektiv zu
berÃ¼cksichtigende anwaltliche Leistung bestand im vorliegenden Fall im
Wesentlichen in dem Erkennen des Ablaufs der Monatsfrist fÃ¼r einen zulÃ¤ssigen
Widerspruch im Sozialverwaltungsverfahren, auf den im Rahmen des
Widerspruchsbescheides schon hingewiesen worden war.

Das Verfahren ist gebÃ¼hrenfrei. Kosten werden nicht erstattet (Â§ 56 Abs. 2 Satz 2
und 3 RVG).

Der Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 56 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Â§ 33 Abs. 4 Satz 3 RVG).

gez. Dr. Fischer

.

Erstellt am: 22.10.2020
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Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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